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ger bestehenden Anspruch auf höhere 
Familienleistungen gegenüber einem 
anderen Mitgliedstaat nicht unterge­
hen läßt. Ist der Betrag der im Wohn­
staat tatsächlich bezogenen Familien­
leistungen niedriger als der Betrag der 
in den Rechtsvorschriften des anderen 

Mitgliedstaats vorgesehenen Leistun­
gen, so hat der Atbeitnehmer gegen 
den zuständigen Träger des letztge­
nannten Staates Anspruch auf eine 
Zusatzleistung in Höhe des Unter­
schieds zwischen den beiden Beträ­
gen. 

In der Rechtssache 733/79 

betreffend das dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Tribu­
nal du Travail Charleroi in dem vor diesem Gericht anhängigen Rechtsstreit 

CAISSE DE COMPENSATION DES ALLOCATIONS FAMILIALES DES RÉGIONS DE 

C H A R L E R O I E T D E N A M U R 

gegen 

COSIMO LATERZA 

vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung des Artikels 
77 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i der Verordnung Nr. 1408/71 des Rates vom 
14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Ar­
beitnehmer und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und ab­
wandern (ABl. 1971, L 149), 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten A. O'Keeffe, der Richter 
G. Bosco und T. Koopmans, 

Generalanwalt: J.-P. Warner 
Kanzler: J. A. Pompe, Hilfskanzler 

folgendes 
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URTEIL 

Tatbestand 

I — S a c h v e r h a l t und schr i f t l i ches 
V e r f a h r e n 

1. Der italienische Staatsangehörige 
Cosimo Laterza war nach einer früheren 
unselbständigen Erwerbstätigkeit in Ita­
lien (1950—1955) von Dezember 1955 
bis Dezember 1969 in Belgien als Bergar­
beiter beschäftigt; im Dezember 1969 
gab er seine Arbeit im Bergwerk wegen 
Invalidität auf. Durch Bescheid vom 12. 
Mai 1970 bewilligte ihm der Fonds Na­
tional de Retraite des Ouvriers Mineurs 
(FNROM) vom 1. Juni 1970 an eine In­
validitätsrente, und zwar allein aufgrund 
der belgischen Rechtsvorschriften, hier: 
aufgrund des besonderen Systems der 
Bergarbeiter. 

Zum Zeitpunkt der Rentenbewilligung 
stellte die Verordnung Nr. 3 die ein­
schlägige Gemeinschaftsregelung dar, die 
in ihrem Anhang F das belgische beson­
dere System der Bergarbeiter zu den 
Rechtsvorschriften des Typs B rechnet. 
Der FNROM gewährte also aufgrund 
der Dauer der zurückgelegten Versiche­
rungszeiten dem Betroffenen eine Invali­
ditätsrente in Höhe von 4 826,50 BFR 
monatlich. 

Nach seiner Rückkehr nach Italien im 
Februar 1971 schloß Herr Laterza am 
18. Oktober 1971 die Ehe. Aufgrund der 
Heirat wurde seine Invaliditätsrente vom 
1. November 1971 an auf 6 921 FB mo­
natlich erhöht. Da am 12. Juni 1972 und 
21. März 1974 zwei Kinder geboren 
wurden, gewährte die zuständige Caisse 
de compensation des allocations familia­
les (CCAF) Herrn Laterza vom 1. Ok­
tober 1972 bis zum 31. Oktober 1975 
nach den einschlägigen belgischen 

Rechtsvorschriften Familienbeihilfen für 
unterhaltsberechtigte Kinder. 
In der Zwischenzeit, am 11. Juni 1970, 
wurde die Akte des Herrn Laterza ge­
mäß den Bestimmungen des Gemein­
schaftsrechts über die Zusammenrech­
nung und Proratisierung an das Istituto 
Nazionale della Previdenza Sociale 
(INPS) in Italien im Hinblick auf die Be­
willigung einer anteiligen Invaliditäts­
rente durch den italienischen Träger ab­
gegeben. 

Das INPS weigerte sich unter Berufung 
auf die Verordnung Nr. 3, die Invalidität 
des Betroffenen allein aufgrund der Ent­
scheidungen der belgischen Behörde an­
zuerkennen. Daraufhin wurde es vom 
belgischen Träger aufgefordert, seine 
Auffassung im Hinblick auf Artikel 40 
Absatz 3 der Verordnung Nr. 1408/71 
zu überprüfen, der wie folgt lautete: 

„Eine vom Träger eines Mitgliedstaats 
getroffene Entscheidung über die Invali­
dität eines Antragstellers ist auch für die 
Träger jedes anderen in Betracht kom­
menden Mitgliedstaats verbindlich, so­
fern die in den Rechtsvorschriften dieser 
Staaten festgelegten Tatbestandsmerk­
male der Invalidität in Anhang IV als 
übereinstimmend anerkannt sind." 
Da die in Frage stehenden belgischen 
und italienischen Systeme übereinstimm­
ten, bewilligte das INPS Herrn Laterza 
am 7. Januar 1977 vom 1. Oktober 1972, 
dem Inkrafttreten der Verordnung , an 
eine italienische Teilrente. 
Unter Berufung auf die Bewilligung die­
ser Teilrente hat der belgische Träger 
— zum einen gemäß Artikel 12 Absatz 2 

der Verordnung Nr. 1408/71 den Be-
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trag der von ihm nach belgischem 
Recht gewährten Invaliditätsrente 
entsprechend dem Betrag der italieni­
schen Teilrente gekürzt, 

— zum anderen die Zahlung der Fami­
lienbeihilfen für unterhaltsberechtigte 
Kinder eingestellt und die vom 1. 
Oktober 1972 bis zum 31. Oktober 
1975 gewährten Beihilfen (in einer 
Gesamthöhe von 104 189 BFR) zu­
rückverlangt, deren Zahlung zu dem 
letztgenannten Zeitpunkt bis zum Er­
laß des italienischen Bescheids ausge­
setzt worden war. 

Zur Begründung dieser zweiten Ent­
scheidung berief sich der belgische Trä­
ger auf die Bestimmungen des Artikels 
77 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer 1 der 
Verordnung Nr. 1408/71, wonach die 
Familienbeihilfen ohne Rücksicht darauf, 
in welchem Mitgliedstaat der Rentner 
oder die unterhaltsberechtigten Kinder 
wohnen, wie folgt gewährt werden: 

,,b) der Rentner, der nach den Rechts­
vorschriften mehrerer Mitgliedstaa­
ten Rente bezieht, erhält die Lei­
stungen 

i) nach den Rechtsvorschriften des 
Staates, in dessen Gebiet er 
wohnt, wenn Anspruch auf eine 
der in Absatz 1 genannten Lei­
stungen — gegebenenfalls unter 
Berücksichtigung von Artikel 79 
Absatz 1 Buchstabe a — nach den 
Rechtsvorschriften dieses Staates 
besteht . . ." 

Nach diesen Bestimmungen habe Herr 
Laterza vom 1. Oktober 1972 an ledig­
lich Anspruch auf die (geringeren) italie­
nischen Familienbeihilfen, da ihm vom 
INPS eine anteilige italienische Invalidi­
tätsrente gewährt werde. 

2. Da Herr Laterza die Erstattung der 
von der CCAF zurückverlangten Beträge 
verweigert hatte, erhob diese Klage vor 

dem Tribunal du Travail Charleroi, wel­
ches mit Urteil vom 11. Oktober 1979 
dem Gerichtshof die Frage zur Entschei­
dung vorgelegt hat, ob Artikel 77 Absatz 
2 Buchstabe b Ziffer i der Verordnung 
Nr. 1408/71 

„dahin auszulegen [ist], daß der An­
spruch auf Familienleistungen gegenüber 
dem Staat, in dem der Empfänger einer 
Invaliditätsrente wohnt, (im vorliegenden 
Fall: Italien) den schon länger bestehen­
den Anspruch auf höhere Familienlei­
stungen gegenüber einem anderen Staat 
(im vorliegenden Fall: Belgien) unterge­
hen läßt". 

3. Eine Ausfertigung des Vorlageur­
teils ist am 17. Oktober 1979 beim Ge­
richtshof eingegangen. 

Gemäß Artikel 20 des Protokolls über 
die Satzung des Gerichtshofes der EWG 
haben Herr Laterza, vertreten durch 
Herrn Daniele Rossini, Direktor des So­
zialdienstes des „Patronato ACLI", so­
wie die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, vertreten durch ihren 
Rechtsberater Jean Amphoux als Bevoll­
mächtigten, schriftliche Erklärungen ein­
gereicht. 

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­
richterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts die Rechtssache durch Be­
schluß vom 30. Januar 1980 an die Erste 
Kammer verwiesen. 

Am 4. Februar 1980 hat der Gerichtshof 
den Parteien des Ausgangsverfahrens 
eine Frage gestellt, auf die Herr Laterza 
am 14. Februar 1980 schriftlich geant­
wortet hat. 

II — G e m ä ß Ar t ike l 20 des P r o ­
t o k o l l s über die S a t z u n g 
des G e r i c h t s h o f e s de r E W G 
a b g e g e b e n e E r k l ä r u n g e n 

Herr Laterza trägt zunächst vor, er habe 
seinen Anspruch auf die volle Invalidi-
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tätsrente des Bergarbeitersystems und 
seinen Anspruch auf die invaliditätsbe­
dingt erhöhten Familienbeihilfen allein 
aufgrund seiner in Belgien zurückgeleg­
ten Versicherungszeiten erworben. 

Weil ihm gegenüber Gemeinschaftsver­
ordnungen angewendet worden seien, 
habe er keine belgischen Familienbeihil­
fen mehr erhalten, und er befinde sich 
gegenwärtig in einer ungünstigeren Lage, 
als wenn auf ihn lediglich das innerstaat­
liche belgische Recht angewendet würde. 

Dieses Ergebnis stehe nicht mit den Arti­
keln 48 bis 51 des Vertrages in Einklang, 
nach denen der Wanderarbeitnehmer in 
bestimmter Hinsicht besser gestellt wer­
den solle, als wenn ausschließlich inner­
staatliches Recht angewendet würde. 

Artikel 77 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i 
der Verordnung Nr. 1408/71 untersage 
klar und ausdrücklich eine doppelte Zah­
lung von Familienbeihilfen. Folglich sei 
eine Lösung anzustreben, die eine unge­
rechtfertigte Leistungskumulierung aus­
schließe, ohne jedoch dem Arbeitnehmer 
die Rechte zu entziehen, die ihm nach 
den Rechtsvorschriften des Staates zu­
stünden, der die günstigsten Leistungen 
gewähre. Diese Lösung bestehe im vor­
liegenden Fall darin, dem Betroffenen 
den Bezug der Familienbeihilfen nach 
dem belgischen System, vermindert um 
die Familienbeihilfen nach dem italieni­
schen System, zu ermöglichen. 

Außerdem bestimme Artikel 77 Absatz 2 
Buchstabe b Ziffer i der Verordnung Nr. 
1408/71 nicht, ob auf den Wohnort des 
Betroffenen zu dem Zeitpunkt, zu dem 
das den Anspruch auf die Familienlei­
stungen auslösende Ereignis eintrete 
(erstmalige Bewilligung der Rente), oder 
auf irgendeinen späteren Wohnort abzu­
stellen sei. 

Die in Frage stehende Bestimmung 
könne folglich dahin ausgelegt werden, 
daß die erstmalige Feststellung der Fami­

lienleistungen, die unter Berücksichti­
gung des Wohnorts des Betroffenen zu 
dem Zeitpunkt, zu dem seine Rentenan­
sprüche festgesetzt würden, erfolgt sei, 
als endgültig anzusehen sei und nicht 
mehr aufgrund späterer Verlegungen des 
Wohnorts in das Gebiet eines anderen 
Staates geändert werden könne. Diese 
Festschreibung des Anspruchs auf Fami­
lienleistungen scheine auch durch Artikel 
90 Absatz 1 der Verordnung Nr. 574/72 
bestätigt zu werden, wonach „eine Per­
son . . . für den Bezug von Leistungen 
nach Artikel 77 oder 78 der Verordnung 
bei dem Träger ihres Wohnorts nach 
dem Verfahren, das die von diesem Trä­
ger anzuwendenden Rechtsvorschriften 
vorsehen, einen entsprechenden Antrag 
zu stellen [hat]". Nirgends sei vorgese­
hen, daß der Rentner immer dann durch 
Einreichung eines neuen Antrags eine er­
neute Prüfung seiner Ansprüche veran­
lassen müsse, wenn er seinen Wohnort in 
das Gebiet eines anderen Staates verlege. 

Herr Laterza schlägt somit vor, die dem 
Gerichtshof von dem vorlegenden Ge­
richt gestellte Frage mit der Maßgabe zu 
verneinen, daß die gegebenenfalls nach 
den Rechtsvorschriften des Mitglied­
staats, in den der Betroffene seinen 
Wohnort verlegt hat, geschuldeten Lei­
stungen von den höheren Familienlei­
stungen abzuziehen sind, die nach den 
Rechtsvorschriften eines anderen Mit­
gliedstaats gewährt werden. 

Die Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften trägt zunächst vor, Artikel 
77 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
1408/71 diene dazu, die Rechtsvorschrif­
ten zu bestimmen, nach denen die Lei­
stungen für unterhaltsberechtigte Kinder 
von Rentnern gewährt würden. 

Die Verordnung Nr. 3, die Vorläuferin 
der Verordnung Nr. 1408/71, habe in 
Artikel 42 Absatz 2 bestimmt, daß der 
nach den Rechtsvorschriften eines Mit­
gliedstaats zum Bezug einer Rente Be-
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rechtigte Anspruch auf Familienbeihilfen 
nach diesen Rechtsvorschriften habe, 
wenn er im Hoheitsgebiet dieses Staates 
wohne, daß er diesen Anspruch jedoch 
dann, wenn er in einem anderen Mit­
gliedstaat wohne, nur bis zur Höhe der 
nach den Rechtsvorschriften des Wohn­
landes gewährten Familienbeihilfen und/ 
oder Rentenzuschüsse für unterhaltsbe­
rechtigte Kinder beibehalte. 

Da sich die Anwendung dieses Systems 
als zu kompliziert erwiesen habe, sei 
durch die Verordnung Nr. 1/64 der Ar­
tikel 42 dahin gehend geändert worden, 
daß ein nach den Rechtsvorschriften 
mehrerer Mitgliedstaaten zum Bezug 
einer Rente Berechtigter dann, wenn er 
im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats 
wohne, in dem einer der zur Rentenzah­
lung verpflichteten Träger seinen Sitz 
habe, Anspruch auf Familienbeihilfen 
nach den Rechtsvorschriften des Staates 
habe, in dem er wohne. Diese Regelung, 
nach der sich der Anspruch des Renten­
berechtigten auf Familienbeihilfen nach 
den Rechtsvorschriften eines einzigen 
Staates richte, sei im wesentlichen in Ar­
tikel 77 Absatz 2 Buchstabe b der Ver­
ordnung Nr. 1408/71 übernommen wor­
den. 

Die Gültigkeit des Artikels 42 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 3 sei vom Gerichts­
hof in seinem Urteil vom 13. Juli 1976 in 
der Rechtssache 19/76 (Triches, Sig. 
1976, 1243) anerkannt worden. 

Die vom Tribunal du Travail Charleroi 
gestellte Frage laufe praktisch darauf 
hinaus, ob der vom Gerichtshof in sei­
nem Urteil vom 6. März 1979 in der 
Rechtssache 100/78 (Rossi, Sig. 1979, 
831) entwickelte Rechtsprechungsgrund­
satz in bezug auf die Tragweite der Anti-
kumulierungsvorschrift des Artikels 79 
Absatz 3 der Verordnung Nr. 1408/71 
auch für Artikel 77 Absatz 2 dieser Ver­
ordnung gelte. In der Rechtssache Rossi, 
bei der es um die Frage gegangen sei, ob 

der Anspruch auf Leistungen für unter­
haltsberechtigte Kinder von Rentnern 
dann, wenn für die Kinder Anspruch auf 
Familienbeihilfen nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
wegen Ausübung einer Erwerbstätigkeit 
bestehe, nach Artikel 79 vollständig oder 
nur bis zur Höhe dieser Beihilfen auszu­
setzen sei, habe der Gerichtshof ausge­
führt, daß die Antikumulierungsvor-
schrift „nur insoweit [gelte], als sie den 
Berechtigten nicht grundlos einen Teil 
der Leistungen nach dem Recht eines 
Mitgliedstaats [nehme]". 

Sowohl im Urteil Triches als auch im Ur­
teil Rossi sei der Grundsatz niedergelegt, 
daß die Gemeinschaftsregelung „vorbe­
haltlich ausdrücklich vorgesehener ver­
tragskonformer Ausnahmen" nicht so 
angewendet werden dürfe, daß sie dem 
Wanderarbeitnehmer oder seinen an­
spruchsberechtigten Familienangehörigen 
Rechte aberkenne, die nach den Rechts­
vorschriften eines einzigen Mitgliedstaats 
erworben seien. 

Ein derartiges Ergebnis könne im vorlie­
genden Fall offenbar nicht eintreten, da 
nach den belgischen Rechtsvorschriften 
(Artikel 51 Absatz 3 der koordinierten 
Gesetze über Familienbeihilfen für Ar­
beitnehmer) „für Kinder, die außerhalb 
des Königreichs erzogen werden, keine 
Familienbeihilfen geschuldet werden". 
Der Anspruch des Betroffenen auf Zah­
lung der belgischen Familienbeihilfen un­
abhängig von seinem Wohnort in der 
Gemeinschaft oder dem der unterhalts­
berechtigten Kinder bestehe also nur auf­
grund des Gemeinschaftsrechts. 

Die in Frage stehene Bestimmung gehe 
davon aus, daß der Berechtigte für die­
selben Kinder grundsätzlich nur einmal 
die Zahlung von Familienleistungen ver­
langen könne. Sie könne folglich ebenso 
wie Artikel 79 Absatz 3, um den es in 
der Rechtssache Rossi gegangen sei, als 
Antikumulierungsvorschrift verstanden 
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werden. Zwischen den beiden Bestim­
mungen bestünden jedoch Unterschiede, 
so daß man sich fragen müsse, ob die im 
Urteil. Rossi erfolgte Beschränkung der 
Antikumulierungsvorschrift des Artikels 
79 Absatz 3 auch auf Artikel 77 Absatz 2 
Buchstabe b Ziffer i erstreckt werden 
könne. 

Zunächst setze Artikel 79 Absatz 3 unter 
bestimmten Voraussetzungen die Aus­
übung eines Anspruchs aus, der gleich­
wohl weiterbestehe. Die Vorschriften des 
Artikels 77 Absatz 2 stellten sich hinge­
gen als Konfliktsregeln zur Bestimmung 
der auf die verschiedenen Fälle anwend­
baren Rechtsvorschriften dar. Daraus 
folge strenggenommen, daß die Geltung 
der Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats für die Gewährung von Familien­
leistungen an einen Anspruchsberechtig­
ten die Geltung der Rechtsvorschriften 
eines anderen Mitgliedstaats ausschließe. 
Im übrigen folge aus der Erstreckung der 
in der Rechtssache Rossi entwickelten 
Rechtsprechung auf Artikel 77 Absatz 2 
Buchstabe b Ziffer i notwendigerweise, 
daß bei der Gewährung von Leistungen 
für unterhaltsberechtigte Kinder die 
Rechtsvorschriften mehrerer Mitglied­
staaten gleichzeitig angewendet würden; 
dies laufe dem Bemühen um eine Ver­
einfachung, das die Verfasser der ge­
nannten Verordnung Nr. 1/64 geleitet 
habe, unmittelbar zuwider. 

Schließlich könne man darauf verweisen, 
daß der Gerichtshof in dem zitierten Ur­
teil Triches die Gültigkeit des Artikels 42 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 3 in der 
Fassung der Verordnung Nr. 1/64 aus­
drücklich anerkannt habe, dessen Inhalt 
im wesentlichen mit dem des Artikels 77 
Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung 
Nr. 1408/71 übereinstimme. Mit der An­
erkennung der Gültigkeit dieser Bestim­
mung sei implizit ebenfalls anerkannt 
worden, daß, wenn diese Bestimmung 
eingreife, die Heranziehung anderer 

Rechtsvorschriften über Leistungen für 
unterhaltsberechtigte Kinder als derjeni­
gen des Mitgliedstaats, in dem der Rent­
ner wohne, völlig ausgeschlossen sein 
könne. 

Aufgrund dieser Erwägungen könne die 
Frage des vorlegenden Gerichts nur be­
jaht werden. Dennoch hält die Kommis­
sion ein derartiges Ergebnis nicht für völ­
lig zufriedenstellend. In der Tat könnten 
recht überzeugende Argumente für die 
gegenteilige Ansicht angeführt werden. 

Zunächst sei festzustellen, daß die me­
thodischen Unterschiede zwischen Arti­
kel 77 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i 'und 
Artikel 79 Absatz 3 nicht so bedeutsam 
seien, wie es auf den ersten Blick 
scheine. Die in der erstgenannten Be­
stimmung festgelegte Zuständigkeit sei 
nicht endgültig: Sie bestehe nur so lange, 
wie bestimmte Voraussetzungen erfüllt 
seien. Sollte Herr Laterza Italien verlas­
sen, um in einem anderen Mitgliedstaat 
zu wohnen, würden andere Rechtsvor­
schriften als die italienischen für die Bei­
hilfen für unterhaltsberechtigte Kinder 
gelten. 

Dieses Ergebnis werde nicht dadurch in 
Frage gestellt, daß der Rat bei Erlaß der 
Verordnung Nr. 1408/71 in seinem Pro­
tokoll erklärt habe, daß ein für allemal 
festgelegt werde, welche Rechtsvorschrif­
ten im Sinne von Artikel 77 Absatz 2 
Buchstabe b Ziffer ii anzuwenden seien, 
und daß danach keine Inanspruchnahme 
anderer Rechtsvorschriften in Betracht 
komme. Diese Erklärung, der für sich 
betrachtet im übrigen keine rechtliche 
Verbindlichkeit zukomme, beziehe sich 
nicht auf die in Frage stehende Bestim­
mung. 

Schließlich komme Artikel 77 Absatz 2 
Buchstabe b Ziffer i im Hinblick auf Fa­
milienleistungen der Aussetzungsbestim­
mung des Artikels 79 Absatz 3 näher, als 
man dies bei seiner bloßen Lektüre zu-
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nächst annehmen könnte. Auch im Falle 
des Artikels 77 sei der Anspruch auf bel­
gische Familienleistungen lediglich aus­
gesetzt: Falls Herr Laterza nach Belgien 
zurückkehre, würde dieser Anspruch 
wieder in vollem Umfang aufleben. 

Es bestehe folglich eine große Ähnlich­
keit zwischen den Sachverhalten, die von 
Artikel 77 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i 
einerseits und Artikel 79 Absatz 3 an­
dererseits geregelt werden sollten. Es sei 
hinzuzufügen, daß die in Frage stehen­
den Sachverhalte auch durchaus ver­
gleichbar seien. In dem einen wie dem 
anderen Fall trete eine Aussetzung des 
Anspruchs auf Familienleistungen ein, 
entweder weil nach den Rechtsvorschrif­
ten eines anderen Mitgliedstaats wegen 
der Ausübung einer Erwerbstätigkeit ein 
Anspruch auf gleichartige Leistungen be­
stehe oder weil der Betroffene nach 
Verlegung seines Wohnorts in einen an­
deren Mitgliedstaat dort Familienbeihil­
fen beanspruchen könne. Es wäre also 
kaum zu rechtfertigen, wenn die Lage 
des Betroffenen in beiden Fällen unter­
schiedlich geregelt würde. 

Nach der Rechtsprechung des Gerichts­
hofes dürfe die Gemeinschaftsregelung 
vorbehaltlich ausdrücklich vorgesehener 
vertragskonformer Ausnahmen nicht so 
angewendet werden, daß sie dem Wan­
derarbeitnehmer oder seinen anspruchs­
berechtigten Familienangehörigen nicht 
einen Teil der Leistungen nach dem 
Recht eines Mitgliedstaats ohne Grund 
aberkenne. Würden die Grundsätze die­
ser Rechtsprechung nicht auf den vorlie­
genden Fall angewandt, so würde dies im 
übrigen zu widersinnigen Folgen führen, 
wenn man die sich dann für den Betrof­
fenen ergebene Lage mit der eines Ar­
beitnehmers vergliche, der in Belgien die 
gleiche Berufstätigkeit ausgeübt habe, 
ohne zuvor in Italien beschäftigt gewesen 
zu sein, und der deswegen alle seine An­

sprüche auf die beglischen Familienlei­
stungen behalten würde. 

Aus dem Urteil Triches sei nicht zwin­
gend abzuleiten, daß die Grundsätze des 
Urteils Rossi nicht auf den von Artikel 
77 Absatz 2 Buchstabe b erfaßten Sach­
verhalt zu erstrecken seien. Zum einen 
habe sich der Gerichtshof bei dieser Ge­
legenheit lediglich zur Gültigkeit des Ar­
tikels 42 Absatz 2 der Verordnung Nr. 3 
und nicht zur Tragweite der in ihm ent­
haltenen Bestimmungen äußern müssen; 
zum anderen sei darauf hinzuweisen, 
daß das Urteil Rossi nach dem Urteil 
Triches ergangen sei. 

Schließlich bringe die von der Kommis­
sion vorgeschlagene Antwort keine grö­
ßeren Anwendungsschwierigkeiten mit 
sich, als sie bei der Durchführung des 
Artikels 79 Absatz 3 nach den in der 
Rechtssache Rossi entwickelten Grund­
sätzen aufträten. 

Aus all diesen Gründen schlägt die Kom­
mission die folgende Antwort auf die 
Frage des Tribunal du Travail Charleroi 
vor: 

„Artikel 77 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i 
der Verordnung Nr. 1408/71 ist dahin 
auszulegen, daß der nach den Rechtsvor­
schriften eines Mitgliedstaats zum Bezug 
einer Rente Berechtigte, der im Hoheits­
gebiet eines anderen Mitgliedstaats 
wohnt, in dem er eine Rente erhält und 
in dem er Familienleistungen beanspru­
chen kann, dann, wenn der Betrag der 
Familienleistungen, die er nach den 
Rechtsvorschriften des ersten Mitglied­
staats beanspruchen könnte, den Betrag 
der in dem zweiten Staat tatsächlich er­
haltenen Familienleistungen übersteigt, 
von dem zuständigen Träger des ersten 
Staates einen Zuschlag in Höhe des Un­
terschieds zwischen den beiden Beträgen 
beanspruchen kann." 
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III — Mündliche Verhandlung 

Die Caisse de Compensation des Alloca­
tions Familiales des Régions de Charleroi 
et de Namur, vertreten durch Rechtsan­
walt Debrulle, und die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, vertreten 

durch ihren Rechtsberater Jean Am-
phoux, haben in der Sitzung vom 
13. März 1980 mündliche Ausführungen 
gemacht. 
Der Generalanwalt hat seine Schfußan-
träge in der Sitzung vom 27. März 1980 
vorgetragen. 

Entscheidungsgründe 

1 Mit Urteil vom 11. Oktober 1979 hat das Tribunal du Travail Charleroi dem 
Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag eine Frage nach der Ausle­
gung des Artikels 77 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i der Verordnung 
Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der 
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb der 
Gemeinschaft zu- und abwandern (ABl. 1971, L 149), vorgelegt. 

2 Diese Frage ist anläßlich eines Rechtsstreits über die Entscheidung des zu­
ständigen belgischen Trägers gestellt worden, mit der einem italienischen Ar­
beitnehmer, der eine belgische Invaliditätsrente bezieht und in Italien wohnt, 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1972 die belgischen Beihilfen für unterhaltsbe­
rechtigte Kinder aberkannt und von ihm die von diesem Zeitpunkt bis zum 
31. Oktober 1975 gezahlten Beihilfen zurückverlangt wurden. 

3 Ausweislich der von dem vorlegenden Gericht übersandten Akten war der 
betroffene Arbeitnehmer zunächst von 1950 bis 1955 in Italien und sodann 
von 1955 bis 1969 in Belgien beschäftigt; er bezieht seit dem 1. Juni 1970 
eine Invaliditätsrente allein nach den belgischen Rechtsvorschriften und er­
hielt bis zum 10. Oktober 1972 die in diesen Rechtsvorschriften vorgesehe­
nen Beihilfen für unterhaltsberechtigte Kinder. Der Anspruch des Betroffe­
nen auf diese Beihilfen richtete sich bis zu dem genannten Zeitpunkt nach 
Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung Nr. 3, der wie folgt lautete: „Wohnt ein 
nach den Rechtsvorschriften nur eines Mitgliedstaats zum Bezug einer Rente 
Berechtigter im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats, so hat er An­
spruch auf die Familienbeihilfen nach den Rechtsvorschriften des Staates, der 
die Rente schuldet, als ob er in diesem Staat wohnte." Absatz 3 desselben 
Artikels fügte hinzu, daß Absatz 1 „unabhängig davon, in welchem Mitglied­
staat die Kinder wohnen", gilt. 
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4 Da der belgische Träger am 11. Juni 1970 den zuständigen italienischen Be­
hörden die Invaliditätsrentenakte vorgelegt und sie gebeten hatte, eine antei­
lige Invaliditätsrente gemäß den Vorschriften des Gemeinschaftsrechts über 

•die Zusammenrechnung und Proratisierung zu übernehmen, bewilligte der 
italienische Träger dem Arbeitnehmer am 27. Dezember 1976 aufgrund von 
Artikel 40 Absatz 3 der Verordnung Nr. 1408/71 eine Teilrente sowie vom 
1. Oktober 1972, dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung, an 
Familienbeihilfen nach den italienischen Rechtsvorschriften. 

5 Der belgische Träger kürzte unter Berufung auf die Gewährung dieser Lei­
stungen den Betrag der bis zum 1. Oktober 1972 gezahlten Invaliditätsrente 
um den Betrag der Teilrente und beschloß, von diesem Zeitpunkt an die Zah­
lung der in den belgischen Rechtsvorschriften vorgesehenen Beihilfen für un­
terhaltsberechtigte Kinder einzustellen und gleichzeitig von dem Betroffenen 
diejenigen Beihilfen (in Höhe von 104 189 BFR) zurückzuverlangen, die bis 
zum 31. Oktober 1975 gezahlt worden waren, also bis zu dem Zeitpunkt, an 
dem die Zahlung der Leistungen bis zur Entscheidung der italienischen Be­
hörden über die Gewährung einer Teilrente ausgesetzt worden war. Zur Be­
gründung seiner Entscheidung berief sich der zuständige belgische Träger 
auf die Bestimmungen des Artikels 77 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i der Ver­
ordnung Nr. 1408/71, wonach die Familienbeihilfen für den Empfänger von 
Alters- oder Invaliditätsrenten, Renten wegen eines Arbeitsunfalls oder einer 
Berufskrankheit ohne Rücksicht darauf, in welchem Mitgliedstaat der Rent­
ner oder die Kinder wohnen, wie folgt gewährt werden: 

,,b) der Rentner, der nach den Rechtsvorschriften mehrerer Mitgliedstaaten 
Rente bezieht, erhält die Leistungen 

i) nach den Rechtsvorschriften des Staates, in dessen Gebiet er wohnt, 
wenn Anspruch auf eine der in Absatz 1 genannten Leistungen . . . 
nach den Rechtsvorschriften dieses Staates besteht . . ." 

6 Der Betroffene hält diese Entscheidung nicht für gerechtfertigt. Da der Be­
trag der in den italienischen Rechtsvorschriften vorgesehenen Beihilfen für 
unterhaltsberechtigte Kinder unter dem der belgischen Beihilfen liege, führte 
die Entscheidung im konkreten Fall zu einer Verminderung seiner Ansprüche 
auf Familienleistungen; die in Frage stehenden Bestimmungen könnten nicht 
ohne Verstoß gegen die Ziele des Artikels 51 EWG-Vertrag und der Verord­
nung Nr. 1408/71 in der Weise ausgelegt und angewendet werden, daß dem 
Versicherten der Anspruch auf die höhere Leistung entzogen werde, die er 
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats beanspruchen könne. 
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7 Angesichts dieses Vorbringens hat das Tribunal du Travail Charleroi dem 
Gerichtshof die Frage vorgelegt, ob Artikel 77 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i 
der Verordnung Nr. 1408/71 

„dahin auszulegen [ist], daß der Anspruch auf Familienleistungen gegenüber 
dem Staat, in dem der Empfänger einer Invaliditätsrente wohnt (im vorlie­
genden Fall: Italien), den schon länger bestehenden Anspruch auf höhere 
Familienleistungen gegenüber einem anderen Staat (im vorliegenden Fall: 
Belgien) untergehen läßt". 

8 Wie der Gerichtshof in seinem Urteil vom 6. März 1979 in der Rechtssache 
100/79 (Rossi, Sig. 1979, 831) ausgeführt hat, haben die Verordnungen über 
die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer kein gemeinsames System der 
sozialen Sicherheit geschaffen, sondern „eigene Systeme bestehen lassen, die 
eigene Forderungen gegen eigene Träger gewähren, gegen die dem Lei­
stungsberechtigten unmittelbare Ansprüche entweder allein nach nationalem 
Recht oder erforderlichenfalls nach durch Gemeinschaftsrecht ergänztem na­
tionalen Recht zustehen". In dem gleichen Urteil hat der Gerichtshof außer­
dem klargestellt, daß „vorbehaltlich ausdrücklich vorgesehener vertragskon­
former Ausnahmen . . . die Gemeinschaftsregelung so anzuwenden [ist], daß 
sie dem Wanderarbeitnehmer oder den ihm gegenüber Berechtigten nicht 
einen Teil der Leistungen nach dem Recht eines Mitgliedstaats aberkennt" 
oder zu einer Verminderung der Leistungen führt, die nach diesem durch 
das Gemeinschaftsrecht ergänzten Recht geschuldet werden. Die Verord­
nung Nr. 1408/71 geht bei dem Erlaß und der Erweiterung der Regeln zur 
Koordinierung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften von dem in der sieb­
ten und achten Begründungserwägung niedergelegten Grundprinzip aus, daß 
diese Regeln den Arbeitnehmern, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und 
abwandern, alle ihnen in den einzelnen Mitgliedstaaten zustehenden Leistun­
gen bis zum Höchstbetrag dieser Leistungen sichern sollen. 

9 Gemäß diesen Grundsätzen dürfen daher die Bestimmungen des Artikels 77 
Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i der Verordnung Nr. 1408/71 nicht so ange­
wendet werden, daß dem Arbeitnehmer durch die Ersetzung der in einem 
anderen Mitgliedstaat geschuldeten Leistungen der Vorteil der günstigeren 
Leistungen entzogen wird. Die der Verordnung Nr. 1408/71 zugrunde lie­
genden Prinzipien gebieten vielmehr, daß dann, wenn in dem in Artikel 77 
Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i vorgesehenen Fall der Betrag der vom Wohn­
staat gezahlten Leistungen unter dem der von dem anderen verpflichteten 
Staat gewährten Leistungen liegt, dem Arbeitnehmer der höhere Betrag er-
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halten bleibt und er vom zuständigen Träger des letztgenannten Staates eine 
Zusatzleistung in Höhe des Unterschieds zwischen den beiden Beträgen er­
hält. 

io Aus diesen Gründen ist auf die vorgelegte Frage zu antworten, daß Artikel 
77 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i der Verordnung Nr. 1408/71 dahin auszu­
legen ist, daß der Anspruch auf Familienleistungen gegenüber dem Staat, in 
dem der Empfänger einer Invaliditätsrente wohnt, den schon länger beste­
henden Anspruch auf höhere Familienleistungen gegenüber einem anderen 
Mitgliedstaat nicht untergehen läßt. Ist der Betrag der im "Wohnstaat tatsäch­
lich bezogenen Familienleistungen niedriger als der Betrag der in den 
Rechtsvorschriften des anderen Mitgliedstaats vorgesehenen Leistungen, so 
hat der Arbeitnehmer gegen den zuständigen Träger des letztgenannten 
Staates Anspruch auf eine Zusatzleistung in Höhe des Unterschieds zwischen 
den beiden Beträgen. 

K o s t e n 

n Die Auslagen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die vor 
dem Gerichtshof Erklärungen abgegeben hat, sind nicht erstattungsfähig. Für 
die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren vor dem Gerichtshof 
ein Zwischenstreit in dem vor dem nationalen Gericht anhängigen Rechts­
streit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer) 

auf die ihm vom Tribunal du Travail Charleroi mit Urteil vom 11. Oktober 
1979 vorgelegte Frage für Recht erkannt: 

Artikel 77 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i der Verordnung Nr. 1408/71 ist 
dahin auszulegen, daß der Anspruch auf Familienleistungen gegenüber 
dem Staat, in dem der Empfänger einer Invaliditätsrente wohnt, den 
schon länger bestehenden Anspruch auf höhere Familienleistungen ge­
genüber einem anderen Mitgliedstaat nicht untergehen läßt. Ist der Be­
trag der im Wohnstaat tatsächlich bezogenen Familienleistungen niedri-

1926 



CCAF / LATERZA 

ger als der Betrag der in den Rechtsvorschriften des anderen Mitglied­
staats vorgesehenen Leistungen, so hat der Arbeitnehmer gegen den zu­
ständigen Träger des letztgenannten Staates Anspruch auf eine Zusatzlei­
stung in Höhe des Unterschieds zwischen den beiden Beträgen. 

O'Keeffe Bosco Koopmans 

Verkünde t in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 12. Juni 1980. 

Für den Kanzler 

J. A. Pompe 

Hilfskanzler 

Der Präsident der Ersten Kammer 

A. O'Keeffe 

S C H L U S S A N T R Ä G E D E S G E N E R A L A N W A L T S 
J E A N - P I E R R E W A R N E R 

V O M 27. M Ä R Z 1980 ' 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

Diese Rechtssache gelangt im Wege 
eines Vorabentscheidungsersuchens des 
Tribunal du Travail Charleroi vor den 
Gerichtshof. Klägerin im Ausgangsver­
fahren ist die Caisse de Compensation 
des Allocations Familiales des Régions de 
Charleroi et Namur (die ich „CCAF" 
nennen werde). Beklagter ist Herr Co­
simo Laterza. Im Ausgangsverfahren 
geht es um die Frage, ob Herr Laterza 
belgische Familienbeihilfen beanspruchen 
kann. 

Den uns vorliegenden Akten ist zu ent­
nehmen, daß außer der CCAF zumindest 
drei andere belgische Träger der sozialen 

Sicherheit mit dem Fall des Herrn La­
terza befaßt waren, nämlich der Fonds 
National de Retraite des Ouvriers Mi­
neurs, die Caisse de Prévoyance du Cen­
tre und die Caisse de Compensation des 
Allocations Familiales de l'Industrie 
Charbonnière des bassins de Charleroi et 
de la Basse Sambre. Die jeweilige Rolle 
dieser Träger ist jedoch für die dem Ge­
richtshof zur Entscheidung unterbreitete 
Frage ohne Bedeutung; deswegen werde 
ich sie aus Vereinfachungsgründen alle 
ohne Unterschied als „die belgischen Be­
hörden" bezeichnen. 

In dieser Rechtssache geht es um folgen­
den Sachverhalt: 

I — Aus dem Englischen übersetzt. 
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